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reichung dieses Ziels hinzuwirken . . D e m z u f o l g e  müsse 
die klare Rechtsposition jeder Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland sein, von der im Grundgesetz verankerten 
Existenz „Gesamtdeutschlands“ mit einem (gesamt-) deut­
schen Staatsvolk und einer (gesamt-) deutschen Staatsge­
walt auszugehen.20

Damit auch ja kein Irrtum darüber entsteht, was das 
Bundesverfassungsgericht im Grunde unter dem Wieder­
vereinigungsgebot versteht, bezieht es sich auf den sog. 
Deutschlandvertrag, der am 23. Oktober 1954 als Teil der 
Pariser Verträge abgeschlossen wurde, und unterstreicht, 
daß insbesondere Art. 7 Abs. 2 dieses Vertrags nach wie 
vor unberührt bleibe, wonach die Bundesrepublik und die 
drei Mächte (USA, Frankreich, Großbritannien) nach wie 
vor vertraglich verpflichtet bleiben, zusammenzuwirken, 
„um mit friedlichen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu ver­
wirklichen: Ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine 
freiheitlich demokratische Verfassung ähnlich wie die Bun­
desrepublik besitzt und das in die Europäische Gemein­
schaft integriert ist“ .21 Damit wird die Bundesregierung 
eindeutig darauf festgelegt, unter Verletzung bestehender 
völkerrechtlicher Verpflichtungen die Beseitigung der so­
zialistischen Staatsmacht in der DDR als Regierungspolitik 
zu betreiben und die DDR in ein imperialistisches Gesamt­
deutschland einzugliedem.

Es ist demzufolge nur „logisch", wenn das Bundesver­
fassungsgericht die Grenze zwischen der DDR und der BRD 
als „staatsrechtliche“ Grenze zu qualifizieren versucht, 
„deren ,Besonderheit“ ist, daß sie auf dem Fundament des 
noch existierenden Staates .Deutschland als Ganzes“ exi­
stiere, daß es sich also um eine staatsrechtliche Grenze 
handelt, ähnlich denen, die zwischen den Ländern der Bun­
desrepublik Deutschland verlaufen“.22

Mit diesen Darlegungen postuliert das Bundesverfas­
sungsgericht, daß — abgesehen davon, daß das Völkerrecht 
den Begriff einer staatsrechtlichen Grenze nicht kennt — 
letztlich die Grundprinzipien des allgemein anerkannten 
Völkerrechts für die Beziehungen zwischen der DDR und 
der BRD keine Wirkung haben. Das wird insbesondere 
auch darin deutlich, wenn die Bundesregierung ausdrück­
lich verpflichtet wird, die Ordnung an der Grenze zwischen 
der BRD und der DDR in aggressivem Sinne zu ändern.23

Rechtswidrige Mißachtung 
der DDR-Staatsbürgerschaft

In diesem Zusammenhang widmet das Bundesverfassungs­
gericht der Frage der Staatsangehörigkeit breiten Raum. 
Das Gericht stellt fest, daß es entsprechend Art. 16, 116 
Abs. 1 des westdeutschen Grundgesetzes auch heute noch 
eine „gesamtdeutsche Staatsangehörigkeit“ gäbe. Dazu wird 
bemerkt: „Deutscher Staatsangehöriger im Sinne des Grund­
gesetzes ist also nicht nur der Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland. ... Der Status des Deutschen im Sinne des 
Grundgesetzes, der die in diesem Grundgesetz statuierte 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, darf durch keine Maß­
nahme, die der Bundesrepublik Deutschland zuzurechnen 
ist, gemindert oder verkürzt werden.24 Das Gericht beruft 
sich dabei insbesondere auf Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz, in 
dem es heißt: „Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist 
vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling 
oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als 
dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiet des 
Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 
Aufnahme gefunden hat.“20 Dazu enthält der Kommentar 
zum Bonner Grundgesetz ausdrücklich die Festlegung, daß 
es in der Bundesrepublik und in der DDR eine gemeinsame 
Staatsangehörigkeit gäbe.26

Heute ist jedoch unbestritten, daß die Verleihung der 
Staatsbürgerschaft zu den souveränen Rechten eines jeden 
Staates gehört. Es gibt keinen Staat ohne Staatsbürger­
schaft. Hat ein Staat in Ausübung seiner Territorial- und

Personalhoheit den Erwerb oder Verlust seiner Staatsbür­
gerschaft in Übereinstimmung mit den allgemein verbindli­
chen Prinzipien des Völkerrechts geregelt — wie das bei uns 
durch das Gesetz über die Staatsbürgerschaft der DDR vom 
20. Februar 1967 (GBl. I Nr. 2 S. 3) getan wurde —, so hat 
er auf Grund des Prinzips der souveränen Gleichheit der 
Staaten Anspruch darauf, daß diese Regelung von allen 
anderen Staaten und internationalen Organisationen re­
spektiert wird und die betreffenden Personen als seine 
Staatsbürger angesehen und behandelt werden.22 Das Bun­
desverfassungsgericht verpflichtet aber die Bundesregie­
rung zur weiteren Unterstützung des Menschenhandels, 
wozu ganz speziell auf die Rolle der diplomatischen Vertre­
tungen der Bundesregierung hingewiesen wird.28 Auch da­
mit wird deutlich, daß die völkerrechtswidrige Erstreckung 
der Personalhoheit der BRD auf die Bürger der DDR auf­
rechterhalten und bekräftigt wird. Bürger der DDR wer­
den rechtlich als Inländer der Bundesrepublik behandelt. 
Das bedeutet praktisch die Verletzung der Grundprinzipien 
des allgemein anerkannten Völkerrechts und eine schwer­
wiegende Verletzung des Art. 6 des Grundlagenvertrags 
zwischen der DDR und der BRD.

*

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß die Fest­
legungen des Bundesverfassungsgerichts, denen sich die 
Bundesregierung verpflichtet fühlt, im groben Widerspruch 
zu den gesellschaftlichen Realitäten und den Grundprinzi­
pien des allgemein anerkannten Völkerrechts stehen. Sie 
verletzen den Wortlaut und den Geist des Grundlagenver­
trags zwischen der DDR und der BRD und laufen praktisch 
auf seine Aushöhlung hinaus. Eine derartige Politik ver­
hindert nicht nur die Normalisierung der Beziehungen 
zwischen den beiden deutschen Staaten, sondern wirkt 
auch der Entspannung in Europa und der gleichberech­
tigten Zusammenarbeit der europäischen Staaten entgegen. 
Die westdeutsche Gesetzgebung, Rechtsprechung und Poli­
tik negieren grundlegende Souveränitätsrechte der DDR 
und stellen damit eine eindeutige Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten unseres sozialistischen Staates dar. 
Deshalb sollte die BRD-Regierung in Übereinstimmung mit 
der tatsächlichen und völkerrechtlichen Lage alsbald ihre 
Beziehungen zur DDR entsprechend ihren völkerrechtlichen 
Verpflichtungen normalisieren.
(Dem Beitrag liegt ein Vortrag zugrunde, den der Verfasser am 
18. November 1980 auf einer wissenschaftlichen Konferenz des Rates 
für staats- und rechtswissenschaftliche Forschung an der Akademie 
der Wissenschaften der DDR gehalten hat. - D. Red.) 1 11
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